
3, Juni 1954 9
Pur das Nachschlagewerk! 
Pür die Sammlung!
Pür die Fachpresse!

ja
ja
ja

Gesotz; §§ 72 und 74 ArbGG.
Leitsätze s

1. Pür die Frage, wann eine Abweichung der angefochtenen 
von der angezogenen Entscheidung im Sinne des § 72 Abs0 1 
Satz 2 und 3 ArbGG vorliegt, kommt es nicht darauf an, 
ob und welche Rechtsausführungen bei Gelegenheit der Ent­
scheidungen in ihnen gemacht sind. Es kommt vielmehr darauf 
an, daß der tragende Komplex rechtlicher Erwägungen bei 
der angefochtenen und angezogenen Entscheidung der gleiche 
ist, jedoch in den verschiedenen Entscheidungen eine ver= 
schiedene rechtliche Beurteilung gefunden hat.

2„ Die Frist des § 74 Abs. 3 Satz 4 ArbGG beginnt mit dem 
Eingang der Revisionsbegründung.

Aktenzeichen! 2 AZR 121/54 
Beschluß des BAG vom 3. Juni 1954 LAG. Düsseldorf
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B e s_ c_ h_ 1 u 3 

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Sitzung vom 3* Juni 1954 beschlossen :

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil der 
Zweiten Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 
in Köln vom 12.1.1954 - 2 b Sa 33o/53 - wird auf 
ihre Kosten als unzulässig verworfen.

G r ü n d e
Der Kläger, der im Januar 1934 in die Dienste der 

Beklagten als Schlosser eintrat, später cur Wehrmacht 
eingesogen wurde und im August 1945 in die Dienste der 
Beklagten zurückkehrte, wurde am 4. April 1949 wegen 
Lungentuberkulose arbeitsunfähig krank. Das Leiden wurde 
als Kriegsschädenfolge anerkannt, die Erwerbsminderung 
auf loo / festgesetzt und dem Kläger eine Invalidenrente 
bewilligt, nach Besserung der Krankheit wurde dem Kläger 
die Invalidenrente entzogen, seine Erwerbsminderung auf 
25 c/o herabgesetzt und die Versorgungsrente auf 3o % ge-
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kürzt. Der Kläger meldete sich im August 1953 bei der 
Beklagten zur Fortsetzung des Arbeitsvcrlk'ltrisces.Die 
Beklagte lehnte jedoch eine weitere Beschäftigung und 
Entlohnung ab.

Der Kläger verlangte Zahlung seines lohne::; von 1. August 
1953 ab für zwei Monate mit zunächst 1.069*- DU brutto, 
hat diesen Antrag jedoch im. zweiten Rechtszuge auf 
534,6o DM ermässigt. Er ver tritt die Auffassung, dass 
das Arbeitsverhältnis weder durch Kündigung, noch durch 
Übereinkommen, noch auf andere »'eise erlöse! ei. sei und 
stützt seinen Anspruch auf cen Gesichtspunkt des Annahme­
verzuges. Die Beklagte bittet um AbW3isung der K.h'ge und 
trägt vor, das Dienstverhältnis sei schlüssig durch* Über­
einkommen beendet; der Kläger sei aber auch dauernd cr- 
beitsunfähig gewesen, so dass nach den bestehenden tarif­
lichen Bestimmungen das Dienstverhältnis jedenfalls ab 
1. Januar 195o sein Ende gefunden habe. Seitdem nämlich 
habe der Kläger Versorgung erhalten.

Im ersten Rechtszuge ist die Klage abgewiesen worden, 
in der Berufung wurde ihr aber mit der Begründung statt­
gegeben, dass die Umstände des Falles eine schlüssige 
Auflösung des Dienstverhältnisses nicht erkennen liessen. 
Eine dauernde Dienstunfähigkeit des Klägers liege nicht 
vor, so dass eine ohne weiteres eintretende Auflösung 
des Dienstverhältnisses nicht vorliege. Die Revision 
gegen dieses Urteil wurde nicht zugelassen. Der Streit­
wert beträgt für die erste Instanz lo7o.- DU und für 
die Berufungsinstanz 534,6o DU.

Gegen dieses Urteil wendet sich die Revision der Beklag­
ten mit dem Anträge, die angefochtene Entscheidung aufzu­
heben und den Kläger rit seiner Klage abzuwoisen»hilfs- 
weise unter Aufhebung des ar.gefochtener. Urteils die Sache 
an das La.idesarbeitsgc rieht zurückzuverweisen .Die Revisioi:
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führt aus, dass die angegriffene Entscheidung mit dem 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Frankfurt vom 3-Oktober 
1951 - II LA 69/51 - und mit dem Urteil des Landesarbeits- 
gerichts llünchen vom 23 - Februar 1951 - I 135/5o - in 
Widerspruch stehe und auf diesen Abweichungen beruhe. 
Gerügt wird der Sache nach vor allem, dass die ange- 
fochtene Entscheidung zu Unrecht eine dauernde Dienstun­
fähigkeit des Klägers verneine.

I. Eine Revision, welche weder vom Landesarbeitegcricht 
in seinem Urteil ausdrücklich zugelassen, noch nach den 
bei Zahlungsansprüchen dieserhalb massgebenden Beschwerde- 
wert von mindestens 6ooo.- DM zulässig ist, findet nicht 
schon dann statt, wenn eine Gesetzesverlctzung gerügt 
werden kann und gerügt wird. Sie ist nur dann statthaft, 
wenn das Urteil des Landesarbeitsgerichts von einer Ent­
scheidung des Bundesarbeitsgerichts oder, solange eine 
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichtes in der Rechtsfrage 
noch nicht ergangen ist, von der Entscheidung eines 
anderen Landesarbeitsgerichts abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht. Für die Frage, wann hiernach im ein­
zelnen eine Abweichung vorliegt, kommt es nicht darauf 
an, ob und welche Rechtsausführungen in der angezogenen 
oder angefochtenen Entscheidung einführend, erläuternd, 
ergänzend oder sonst am Rande gemacht werden. Entschei­
dend ist vielmehr, dass der tragende Komplex rechtlicher 
Erwägungen bei der angefochtenen und der angezogenen 
Entscheidung der gleiche ist, in den verschiedenen Ent­
scheidungen aber eine andere rechtliche Beurteilung ge­
funden hat. An einer derartigen Divergenz fehlt es hier 
aber.

Die angezogene Entscheidung des Landesarbeitcgerichts 
München geht in ihren tatsächlichen Feststellungen davon 
aus, dass der dortige Kläger dauernd dienstunfähig war.
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zogenen Entscheidung. Unter Anv endung dieses ob;j c’-tivcn 
Masstabcc ist der Berufungsrichter zu den Ergebnis ge­
kommen, dass eine dauernde Dienstunfähigkcit bei den 
Kläger nicht vorlag.

II. Die hiernach unstatthafte Revision war genäse § 74 Abs.3 
durch Beschluss als unzulässig zu verworfen; denn die 
Frist von zwei Ilonaten für eine Entscheidung durch £e- 
Beschluss dev; Senats beginnt mit der Einreichung der 
Revisionsbegründungsschrift. Wenn auch ausserhalb des 
§ 74 Abs. 3 ArbGG unter "Einlegung" der evision schon
die Einreichung des Revisionsschriftsatzes zu verstehen 
ist, so kann darunter im Sinne des § 74 Abs. 3 Satz 4 
ArbGG doch nur der durch die Begründung abschliessende 
und abgeschlossene Vorgang der Einlegung des Rechts­
mittels verstanden werden. Erst dann wird das Revisions­
gericht in die Lage versetzt, neckzuprüfen, ob eine 
Divergenz der angefochtenen und angezogenen Entschei­
dungen vorliegt oder nicht, ob also eine echte Ab­
weichung in dem oben erläuterten Sinne zwischen ange­
fochtenen und angezogener Entscheidung besteht.

Die Entscheidung über die Kosten entspricht § 97 ZFO. 

gez. Dr. Müller Dr. Simons Dr. König
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